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Schätzungsweise 77% der Augenopti-
ker mieten ihre Betriebsräume. Nur 
23% der Betriebsinhaber gaben bei
der jüngsten ZVA-Branchenstrukturer-
hebung an, Eigentümer ihrer Betriebs-
räume zu sein. In den gewerblichen
Mietverträgen ist häufig die Formu-
larklausel enthalten, dass Schönheits-
reparaturen mindestens in der Zeitfol-
ge von drei Jahren in Küche, Bad und
Toilette sowie von fünf Jahren in allen
übrigen Räumen auszuführen sind. Ein
neues Urteil des Oberlandesgerichts
Düsseldorf hält einen solchen starren
Fristenplan für eine unangemessene
Benachteiligung des Mieters. Die Re-
novierungsklausel soll daher unwirk-
sam sein (Urteil vom 4. Mai 2006 – 10
U 174/05 –nicht rechtskräftig).

Starre Fristen sind nach höchstrichter-
licher Rechtsprechung schon seit einigen
Jahren im Wohnraummietrecht unwirksam.
Dies hat der Bundesgerichtshof in ständiger
Rechtsprechung bestätigt. Die starren Fri-
sten belasten den Wohnungsmieter mit Re-
novierungspflichten, die über den tatsäch-
lichen Renovierungsbedarf hinausgehen.
Dem Mieter wird mit der Fristenklausel
meist eine höhere Instandhaltungsverpflich-
tung auferlegt, als er dem Vermieter ohne
vertragliche Abwälzung der Schönheitsrepa-
raturen gemäß § 535 Absatz 1 Satz 2 BGB
schulden würde. Diese Benachteiligung ist
nach Überzeugung des Bundesgerichtsho-
fes im Wohnraummietrecht mit der gesetz-
lichen Regelung nicht vereinbar. 

■ Gewerbliche Miete /
Wohnraummiete

Ungeklärt ist trotz der Entscheidung des
OLG Düsseldorf, ob dasselbe auch für ge-
werbliche Mietverträge über Geschäftsräu-
me zum Beispiel für Augenoptikbetriebe
gilt. Im Fall des Betriebes einer Änderungs-
schneiderei sah das Oberlandesgericht Düs-
seldorf jedoch keinen Anlass, andere Regeln
als beim Mieter einer Wohnung anzuneh-
men. Auch dem gewerblichen Mieter wird

mit der starren Fristenklausel ein Übermaß
an Renovierungspflichten auferlegt. Er müs-
ste nach dem Wortlaut der Klausel seine 
Geschäftsräume unabhängig von ihrem tat-
sächlichen Zustand nach fest vorgegebenen
Fristen renovieren. Es könne nicht generell
von einer allgemein geringeren Schutzbe-
dürftigkeit des Geschäftsraummieters
gegenüber dem Wohnraummieter ausge-
gangen werden. 

■ Revision läuft

Die Entscheidung des OLG Düsseldorf ist
noch nicht rechtskräftig. Wegen der grund-
sätzlichen Bedeutung hat der Düsseldorfer
OLG-Senat die Revision zugelassen. Die Re-
vision wird beim BGH mit dem Aktenzei-
chen 12 ZR 84/06 geführt. 

■ BGH-Entscheidung 
abwarten

Für Augenoptiker stellt sich die Frage, wel-
che Konsequenzen sich aus dieser Recht-
sprechung ergeben. Die Frage nach der Ver-
pflichtung zu Schönheitsreparaturen ist
nach der Entscheidung des OLG Düsseldorf

vollkommen offen. Diese rechtliche Unsi-
cherheit kann erst der Bundesgerichtshof
mit einer neuen Grundsatzentscheidung für
das Feld der gewerblichen Miete beseitigen.
Der sonst meist vernünftige Ratschlag, 
das Problem offen mit dem Vermieter zu 
besprechen, kann hier nicht ohne weiteres
gegeben werden. Eine einvernehmliche 
Lösung könnte als Eingeständnis einer Re-
novierungspflicht nach festen Fristen durch
den gewerblichen Mieter aufgefasst werden.
Wenn der Bundesgerichtshof in einigen Mo-
naten die Klausel für unwirksam erklärt, hat
dies für den gesprächsfreudigen gewerb-
lichen Mieter keine Vorteile mehr.

Nur bei einem akuten Streit um die Reno-
vierungspflicht sollten Gewerberaummieter
ihrem Vermieter das Urteil des OLG Düssel-
dorf vorhalten. Ansonsten heißt es, sich in
Geduld zu üben und die abschließende Ent-
scheidung des Bundesgerichtshofes abzu-
warten.
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